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Das Wichtigste auf einen Blick

Dienstrechtsreform mit Licht- und
Schattenseiten verabschiedet

DasDienstrechtsreformgesetz ist nach jahrelangem
Tauziehen von Bundestag und Bundesrat verab-
schiedet worden. ImVermittlungsausschuû hatten
die Bundesländer zuletzt durchgesetzt, daû sie die
sogenannte ,,Einstiegsteilzeit" obligatorisch einfüh-
ren können. Das lehnt der DBB ebenso ab, wie die
Vergabe von Spitzenstellungen auf Zeit.Wir doku-
mentieren diewichtigsten ¾nderungen für die Be-
schäftigten im öffentlichenDienst.

±ä S.

Steuerreform bringt mehr statt
weniger Arbeit für die Finanzämter

Nach demKonzept der Bundesregierung für eine
groûe Steuerreform kommt auf die Finanzämtermehr
statt weniger Arbeit zu. Zu diesem Ergebnis kommt
eine Analyse der DSTG. Das Ziel einer Steuerver-
einfachungwürde nicht erreicht.

±ä S. !

Bundeskanzler Kohl setzt auf
starkes Berufsbeamtentum

Ein leistungsstarker öffentlicher Dienst ist nach dem
Urteil von Bundeskanzler Helmut Kohl ein wichtiger
Standortvorteil für Deutschland. In einemGespräch
mit der Bundesleitung des DBBwarnte der Kanzler
vor einer Debatte über das Berufsbeamtentum.

±ä S. $

Titelfoto

Der Personalabbau und Tendenzen zu einem
,,dürren Staat" inspirierten denDSTG-Ortsverband
Bremerhaven zu dem ironischenVorschlag, das
Wappen des Landes Bremen neu zu gestalten.
Zwei Schüler aus Bremerhaven zeichneten die
abgemagerten Bremer Stadtmusikanten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

K aum ist die Kürzung der Entgeltfortzah-
lung im Krankheitsfall vorerst vom Tisch
und schon hat der Bundesinnenminister

nach einem neuen Werkzeug gegriffen, um dem
angeblich so hohen Krankenstand im öffentlichen
Dienst zu Leibe zu rücken: die Dienstvorgesetzten
sollen unangemeldet Kontrollbesuche machen
(,,Schnüffelerlaû"). Kanther hat diese Initiative er-
griffen, obwohl eine Untersuchung ergeben hat,
daû der Krankenstand bei den Bundesbeamten
deutlich unter demDurchschnitt der gewerblichen
Wirtschaft liegt.

Der ,,Kanther©sche Schnüffelerlaû" könnte sich
wie ein gefährlicher Virus auch in den Köpfen
der Länderinnenminister breit machen. Dann
kann man sich unschwer ausmalen, was passiert:
selbst bei niedrigstem Krankenstand wären die
Dienstvorgesetzten wohl ständig auf Tour oder
ein neuer Dienstposten ,,Krankenbesucher"
müûte geschaffen werden ± ade ,,Schlanker
Staat".

Im Ernst: die Arbeitspsychologen haben längst
herausgefunden, welch© negativer Einfluû beruf-
licher Streû auf die Gesundheit hat. Beruflicher
Streû findet dort den besten Nährboden, wo die
Stimmung am Arbeitsplatz mies ist, wo das Ar-
beitsklima nicht stimmt.

Die Arbeitsflut, die die Steuerverwaltung längst
überschwemmt hat, ist ein bedeutsamer Streûfak-
tor. Wir wissen aber auch, daû die Güte des Be-
triebsklimas direkt abhängig ist von der Füh-
rungsqualität der Dienstvorgesetzten.

Nicht an Symptomen kurieren, sondern die Ur-
sachen bekämpfen, die Fürsorgepflicht wahrneh-
men, Leistungsanreize schaffen, die Eigenverant-
wortung stärken, sind die beste Medizin gegen
ein marodes Arbeitsklima.

Merke: ,,Zufriedenheit ist der gröûte und sicher-
ste Reichtum und der beste Garant für gute Ge-
sundheit" (Cicero).
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N ach jahrelangem
Tauziehen und Ver-
zögerungen ist das

Dienstrechtsreformgesetz
verabschiedet worden. Der
Deutsche Bundestag hat am
30. Januar 1997 und der
Bundesrat am 31. Januar
1997 einem Einigungsvor-
schlag des Vermittlungsaus-
schusses zugestimmt.

Die wichtigsten Gesetzesän-
derungen betreffen folgen-
de Bereiche:

Stellenplanobergrenzen

Zunächst einmal die positive
Nachricht: die Bundeszu-
ständigkeit für die Stellen-
planobergrenzen bleibt er-
halten. Die DSTG hat dies in
allen Phasen des Gesetzge-
bungsverfahrens mit Nach-
druck gefordert und insbe-
sondere auf die Besonder-
heiten der Steuerverwal-
tung als Bundesauftrags-
verwaltung hingewiesen:
,,Über die Ländergrenzen
hinweg erfüllen die Beschäf-
tigten der Steuerverwaltung
die gleichen Aufgaben. Sie
üben Steuerrechtspflege
nach gleichen Kriterien aus
und tragen die gleiche Ver-
antwortung für das Steuer-
aufkommen. Die Stellen-
planobergrenzen haben bis-
her einen Orientierungsrah-
men für ihre bundeseinheit-
liche Bewertung gesetzt.
Wenn auch in unterschiedli-
chem Tempo wurden sie in
den Ländern sukzessive
ausgeschöpft."

Für die DSTG sind bundes-
einheitliche Stellenplan-
obergrenzen ein wirksames
Handlungs- und Steue-
rungsinstrument. Denn: die
Sonderlaufbahnverordnung
des Bundes, über die noch
im Jahre 1992 die Stellen-
planobergrenzen für den
Regelbereich des gehobe-
nen Dienstes spürbar erwei-
tert worden sind, beruht auf

dem System der Stellen-
planobergrenzen ± auch die
von der DSTG angestrebte
Novellierung der Funktions-
gruppenverordnung. Hierzu
sind bereits Kontakte zu den
Innenpolitikern der Bundes-
tagsfraktionen aufgenom-
men worden. Sie können
nunmehr fortgesetzt wer-
den, damit wir uns Stück für
Stück unserem gemeinsa-
men Ziel nähern ± eine funk-
tionsgerechte Bewertung
und Bezahlung des Perso-
nals der Steuerverwaltung.

Familienzuschlag

Der bisherige Ortszuschlag
soll durch den Familienzu-
schlag ersetzt werden. Die
Stufe 1 als Basisbetrag (Le-

Bisheriger Orts-
zuschlag wird ersetzt

dige Beamte usw.) soll in die
Grundgehaltstabelle einge-
baut werden. Die Neurege-
lung unterscheidet daher
nur noch zwischen einem
nach Besoldungsgruppen
gestaffelten Familienzu-
schlag. Der Familienzu-
schlag für Verheiratete wird
künftig die Stufe 1. Die kin-
derbezogenen Anteile des
bisherigen Ortszuschlages
werden als Stufe 2 und 3 des
Familienzuschlags weiter-
gezahlt. Für das dritte und
jedes weitere Kind ver-
bessert sich der Familien-
zuschlag nach den Vorga-
ben des Bundesverfassungs-
gerichts im Beschluû vom
22.März 1990 um 50 DM. Im
übrigen ist durch den Fami-
lienzuschlag nur das System
des bisherigen Ortszuschla-
ges neu geordnet, nicht je-
doch seine Höhe verändert
worden.

ImGesetzgebungsverfahren
hatte der Bundesrat den
Wegfall des Ehegattenan-
teils im Familienzuschlag

bei Einkommen des Ehe-
partners von 24 000,± DM
und mehr gefordert. Diese
Sparmaûnahme wird im
Dienstrechtsreformgesetz
nicht weiterverfolgt.

Zulagen

Eingebaut werden in das
Grundgehalt soll auch die
allgemeine Stellenzulage in
Höhe von 72,71 DM. Diesen
Betrag übersteigende Zula-
gen nach Nr. 27 der Bun-
desbesoldungsordnungen A
und B in Verbindung mit der
Anlage 9 des Bundesbesol-
dungsgesetzes werden wei-
terhin gesondert als Zulagen
ausgewiesen.

Leistungselemente

Unverändert das Gesetzge-
bungsverfahren passiert ha-
ben bisher die Leistungsele-
mente:

± die Leistungsstufen, die
einen Neuschnitt der Be-
soldungstabellen notwen-
digmachen,

± die Leistungszulage und

± die Leistungsprämie.

I Leistungsstufen

Die Grundgehaltstabellen
sollen neu geschnitten wer-
den. Das Aufsteigen in den
Dienstaltersstufen soll sich

nach dem Besoldungs-
dienstalter und der Leistung
bestimmen: bis zur fünften
Stufe (29. Lebensjahr) im
Abstand von zwei Jahren,
bis zur neunten Stufe (37.
Lebensjahr) im Abstand von
drei Jahren und darüber
hinaus im Abstand von vier
Jahren. In den ersten Stufen
erhalten die Lebensjünge-
ren Zahlungsverbesserun-
gen; das Endgrundgehalt
wird später erreicht.

Bei dauerhaft über dem
Durchschnitt liegenden Lei-
stungen kann die nächst-
höhere Stufe nach Ablauf
der Hälfte eines Intervall-
zeitraums vorweg als Lei-
stungsstufe festgesetzt wer-
den. Die Vergabe ist auf die
Anzahl von 10% der Beam-
ten einer Besoldungsgruppe
der Bundesbesoldungsord-
nung A im Bereich eines

Nur 10 Prozent
,,Glückliche"

Dienstherrn beschränkt. Bei
unterdurchschnittlichen Lei-
stungen kann das Auf-
steigen in die nächst höhe-
re Leistungsstufe gehemmt
werden.

Verschlechterungen der ak-
tuellen Bezüge werden
durch eine ruhegehaltfähige
Zulage ausgeglichen (Über-

Gesetz für den öffentlichen Dienst verabschiedet

Dienstrechtsreform mit Licht-
und Schattenseiten

Ankündigung der DSTG-Jugend

Liebe Kolleginnen undKollegen,

die Deutsche Steuer-Gewerkschafts-Jugend führt unter
demMotto ,,Steuer-Kraft, die Arbeit schafft!" vom 16. bis
18. März 1997 in Heidelberg im Haus am Harbigweg
ihren 13. Bundesjugendtag durch.

Zu der öffentlichen Veranstaltung am Montag, dem
17. März 1997, in der Zeit von 10.00 Uhr bis 12.30 Uhr
lädt die Bundesjugendleitung herzlich ein.

Zum Bundesjugendtag werden über 100 Delegierte und
Gäste erwartet.

März 1997 19
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leitungszulage). Auf die
Überleitungszulagen wer-
den Beförderungen und das
Aufsteigen in den Stufen
sowie die Erhöhung des
Grundgehaltes durch all-
gemeine Besoldungsanpas-
sungen um ein Drittel des
Erhöhungsbetrages ange-
rechnet.

Vorgesehen ist, daû die
Neuregelung zum 1. Juli
1997 in Kraft tritt.

I Leistungszulagen/
Leistungsprämien

Im Reformgesetz werden die
Bundesregierung und die
Landesregierungen ermäch-
tigt, ,,zur Abgeltung von
besonderen Leistungen im
Hinblick auf die Arbeits-
qualität und Arbeitsquanti-
tät oder den wirtschaftlichen
Erfolg" die Gewährung von
Leistungsprämien und Lei-
stungszulagen durch Rechts-
verordnung zu regeln.

± Die Leistungsprämie als
Einmalzahlung soll bis zur
Höhe des Anfangsgrund-
gehaltes der jeweiligen
Besoldungsgruppe ge-
zahlt werden,

± die Leistungszulage ± be-
fristet, nicht ruhegehalt-
fähig und jederzeit wider-
rufbar bei ,,Leistungsab-
fall" ± soll bis zur Höhe
von 7 v.H. des jeweili-
gen Anfangsgrundgehal-
tes gewährt werden.

± Leistungsprämien und
Leistungszulagen dürfen
in einem Kalenderjahr
,,nur bis zu 10 v.H. der Be-
amten eines Dienstherrn
in Besoldungsgruppen
der Besoldungsordnung A
gewährt werden."

Der Zeitpunkt des Inkraft-
tretens für die Leistungszu-
lagen und Leistungsprä-
mien hängt ausschlieûlich
vom Landesrecht ab. Ob
und wann die Länder davon
Gebrauch machen, ist zur
Zeit noch nicht abzusehen.

Völlig offen sind auch noch
die Kriterien für die Vergabe
der Leistungselemente. Ein
Papier des Bundesinnenmi-
nisters stelle lapidar fest:
,,Keine Bindung an dienstli-
che Beurteilung. Sie ist nicht

auf diese spezifische Lei-
stung zugeschnitten". Fest
steht jedoch, daû eine indi-
viduelle Leistungsmessung
stattfinden wird ± in welcher
Form auch immer.

Die Kriterien hierfür müssen
in engem Zusammenwirken
mit der DSTG und den be-
teiligten Stufenvertretungen
erarbeitet werden.

Eingriffe in die
Versorgung

Die Antragsaltersgrenze soll
ab 1. Juli 1997 vom 62. auf
das 63. Lebensjahr angeho-
benwerden.

I Weiterhin sieht das Ge-
setz einen Versorgungsab-
schlag bis zur Höhe von
3,6% für jedes Jahr vor, das
der Beamte vor Vollendung
des 65. Lebensjahres in den
Ruhestand tritt. Er soll stu-
fenweise ab dem 1. Januar
1998 bis zum Jahre 2002
vollzogen werden ± in Stu-
fen von jeweils 0,6% pro
Jahr.

I Eine weitere Verschlech-
terung hat der Bundesrat in
das Vermittlungsverfahren

Versorgung bei
Dienstunfähigkeit
verschlechtert

eingebracht: bei Versetzung
in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit (Ausnah-
me: Dienstunfall) soll das
Ruhegehalt aus der tatsäch-
lich erreichten Dienstalters-
stufe gewährt werden. Nach
der geltenden Rechtslage
werden Beamte bei vorzeiti-
ger Dienstunfähigkeit aus
der letzten Dienstaltersstufe
versorgt, sofern sie diese mit
dem vollendeten 65. Le-
bensjahr erreichenwürden.

I Der Erhöhungsbetrag nach
§ 14 Abs. 2 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes in Höhe
von 17,30 DM soll entfallen
in zwei Stufen. Der Betrag
soll sich mit jeder Besol-
dungserhöhung halbieren.
Die erste Halbierung soll
zum 1. März 1997 mit der
Anhebung der Dienst-
und Versorgungsbezüge um
1,3% vollzogen werden. Der
verbleibende Betrag in

Höhe von 8,65 DM soll mit
der nächsten linearen Besol-
dungsanpassung weiter ab-
geschmolzenwerden.

I Der Anpassungszuschlag
nach § 71 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes soll ent-
fallen.

I Den vorhandenen Versor-
gungsempfängern am31.De-
zember 1996 wird er jedoch
weitergewährt.

I Die anerkennungsfähigen
Ausbildungszeiten nach § 12

Bei Pensionen nur
3 Schuljahre anerkannt

des Beamtenversorgungs-
gesetzes werden ± entspre-
chend der Neuregelung in
der gesetzlichen Rentenver-
sicherung ± auf max. drei
Jahre ab 1. Juli 1997 redu-
ziert mit einer Übergangsre-
gelung für bereits ernannte
Beamte, die den ,,Besitz-
stand"wahrt.

Führungspositionen
auf Zeit

Ermächtigungsgrundlagen
ermöglichen die Einführung
von Führungspositionen auf
Probe und auf Zeit im Be-
reich der B-Besoldung sowie
für Amtsleiter in Besol-
dungsgruppe A 16.

Zwangsteilzeit

Den Ländern wird die unbe-
schränkte Einführung der
Zwangsteilzeitbeschäftigung
beim Berufseinstieg ± eine
Maûnahme, die DSTG und
DBB als ,,arbeitsmarktpoliti-
sches ¾rgernis erster Klas-
se" bewertet haben ± eröff-
net. Sie treibe junge Men-
schen auf den ,,grauen Ar-
beitsmarkt". Der DBB hat
bereits angekündigt, die
,,Zwangsteilzeit" auf den
Prüfstand des Bundesverfas-
sungsgerichts zu stellen.

Künftig ist bei Beamten auch
eine Abordnung zu einer
Tätigkeit in ein Amt mit an-
derem Endgrundgehalt
ohne die Zustimmung des
Beamten bis zu zwei Jahren
möglich.

Beamten kann auf Antrag
unbefristet Teilzeitbeschäfti-

gung bis zur Hälfte der re-
gelmäûigen Arbeitszeit und
bis zur beantragten Dauer
bewilligt werden, soweit
dienstliche Belange nicht
entgegenstehen. In Berei-
chen mit Bewerberüber-
hang kann Urlaub ohne
Dienstbezüge bis zu 6 Jah-
ren, nach dem 55. Lebens-
jahr bis zum Beginn des
Ruhestandes, gewährt wer-
den.

Das Reformgesetz tritt zum
1. Juli 1997 in Kraft. Im
versorgungsrechtlichen Teil
sollen einzelne Vorschriften
bereits zum 1. März 1997
wirksam werden (z. B. der
Wegfall des Erhöhungsbe-
trages gemäû § 14 Abs. 2 des
Beamtenversorgungsgeset-
zes).

Der DBB wird in einer Bro-
schüre umfassend über das
Reformgesetz informieren.

Steuerreform 1998

braucht halbes Jahr

Vorlaufzeit

I mSaarländischen Rund-
funk hat DSTG-Chef
Dieter Ondracek dar-

auf hingewiesen, daû die
Steuerreform mindestens
eine Vorlaufzeit von einem
halben Jahr benötige. Das
sei ein ,,Minimum". Das
Umschreiben der EDV-
Programme beanspruche
sechs bis acht Monate. Da-
zu sei die Einweisung und
Fortbildung der Beschäf-
tigten der Steuerverwal-
tung erforderlich. Sollte
die groûe Steuerreform
zum 1. Januar 1998 in Kraft
treten, müsse sie bis späte-
stens 30. Juni 1997 ,,im
Bundesgesetzblatt ste-
hen".

Skepsis sei jedoch ange-
bracht, ob dies machbar
ist. Aus der politischen Dis-
kussion habe nicht nur er
den Eindruck gewonnen,
daû es gar nicht um das Lö-
sen von Problemen gehe,
,,sondern darum, dem je-
weils politischen Gegner
irgend wie ein Bein zu stel-
len".

20 März 1997
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D ie ,,Steuerreform
bringt trotz einzel-
ner Vereinfachungs-

effekte unter dem Strich
mehr statt weniger Arbeit
für die Finanzämter". Dies
ist das Ergebnis einer ersten
Bewertung durch die DSTG.

In zahlreichen Pressege-
sprächen und Interviews hat
DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek vor Euphorie gewarnt
und zu einer nüchternen
Betrachtung der ,,groûen
Steuerreform" aufgerufen.

Am 23. Januar 1997 hatte
die Steuerkommission der
Bundesregierung die ,,Pe-
tersberger Steuervorschlä-
ge" der Öffentlichkeit prä-
sentiert.

I Danach soll mit Wirkung
vom 1. Januar 1999 der
Einkommensteuertarif neu
gestaltet werden. Der
Grundfreibetrag soll auf
13 014 DM/26 028 DM an-
gehoben, die untere Pro-
portionalzone bis 18 035
DM/36 071 DM mit einem
Steuersatz von 15% ge-
führt werden. Danach
setzt ein linear-progressi-
ver Tarifverlauf ein von
22,5 v.H. bis 39 v.H. bei
90 017DM/180 035 DM.

I Der Höchstsatz für ge-
werbliche Einkünfte soll
auf 35%gesenkt werden.

I Die pauschale Lohnsteuer
für kurzfristig Beschäf-
tigte soll von 25 v.H. auf
20 v.H. gesenkt werden.

I Die Körperschaftsteuer-
sätze für einbehalteneGe-
winne werden von 45 v.H.
auf 35 v.H., für den er-
mäûigten Steuersatz von
42 v.H. auf 32 v.H. und
für ausgeschüttete Gewin-
ne von 30 v.H. auf 25 v.H.
gesenkt.

I Der Zinsabschlag soll von
30 v.H. auf 25 v.H., bei Ta-
felgeschäften von bisher

35 v.H. auf 30 v.H. zu-
rückgeführt werden.

Finanziert werden soll der
neue Tarif durch Mehrein-
nahmen über die Verbreite-
rung der Bemessungsgrund-
lagen. Hier einige Beispiele:

I Die Steuerfreiheit von Ka-
pitalabfindungen (§ 3Nr. 3)
und ,,Entlassungsabfin-
dungen" (§ 3 Nr. 9), Über-
gangsgeldern (§ 3 Nr. 10),
Geburts- und Heiratsbei-
hilfen (§ 3 Nr. 15) soll ge-
strichenwerden,

I die Spekulationsfrist für
Veräuûerungsgewinne bei
privaten Grundstücken
von zwei Jahren auf zehn
Jahre, für Veräuûerungs-
gewinne bei privaten
Wertpapieren von sechs
Monaten auf ein Jahr ver-
längert werden.

I Der Arbeitnehmerpausch-
betrag für Werbungsko-
sten soll von 2 000 DM auf
1 300 DM abgesenkt wer-
den.

I Fahrtkosten zwischen
Wohnung und Arbeits-
stätte bis zu 15 Kilometer
sollen nicht mehr absetz-
bar sein. Ab dem 16. Kilo-
meter soll eine Entfer-
nungspauschale von 0,40
DM pro Entfernungs-
kilometer, die nicht auf
denArbeitnehmerpausch-
betrag angerechnet wird,
eingeführt werden.

I Der Sparerfreibetrag in
Höhe von 6 000 DM
(bei zusammenveranlag-
ten Ehegatten in Höhe
von 12 000 DM) soll auf
3 000 DM/6 000 DM abge-
senkt werden.

I Renten aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung
sollen, falls während der
aktiven Dienstzeit ein
Arbeitgeberanteil gezahlt
wurde, in Höhe von 50%
steuerpflichtig werden;
falls nicht, zu 30%. Le-

bensversicherungsrenten
sollen mit einem pauscha-
lierten Ertragsanteil in
Höhe von 30 % steuer-
pflichtig werden.

I Die teilweise Steuerfrei-
heit für Zuschläge von
Sonntags-, Feiertags- und
Nachtarbeit soll gestri-
chenwerden.

Die Vorschläge sind teilwei-
se von der DSTG kritisiert
worden. So hat die DSTG

DSTG fordert
Gleichbehandlung
aller Einkünfte

die Gleichbehandlung aller
Einkünfte gefordert und sich
gegen einen niedrigeren
Steuersatz bei Einkünften
aus Gewerbebetrieb ausge-
sprochen.

,,Hier sind viele Möglichkei-
ten der legalen Gewinnmin-
derung vorhanden. Durch
eine personell zu dünn be-
setzte Betriebsprüfung ent-
stehen viele Freiräume, die
konsequent steuermindernd
genutzt werden. Durch die
Besteuerungspraxis besteht
hier eine weitere Privilegie-
rung, die auch durch die ge-
planten ¾nderungen nicht
beseitigt wird", so die DSTG
in ihrer Kritik. Hier werde
besonders die steuerliche
Ungleichbehandlung imVer-
gleich zum Lohnsteuerab-
zugsverfahren deutlich. Die
Steuerreform müsse sicher-
stellen, daû auch die üb-
rigen Einkünfte ähnlich
konsequent erfaût würden.
Dies erfordere entsprechen-
de ¾nderungen in der
Abgabenordnung und eine
wesentliche Personalverstär-
kung der Finanzämter.

Bei der Besteuerung der
Einkünfte aus Kapitalver-
mögen müûte § 30a der
Abgabenordnung (,,Bank-
geheimnis") als ein struktu-
relles Vollzugshindernis be-

seitigt werden. Es müsse
den Finanzämtern ermög-
licht werden ± so wie bei den
anderen Einkünften auch ±,
Anfragen anDritte zu stellen
und entsprechende Aus-
künfte von den Banken zu
erhalten.

Die Entfernungspauschale
hat die DSTG begrüût, je-
doch eine Erhöhung auf
0,50 DM gefordert. Die
15-Kilometer-Grenze wird
kritisiert. Da hier echte Wer-
bungskosten vom steuerli-
chen Abzug ausgeschlossen
würden, verstoûe dies so-
wohl gegen den Grundsatz
der Besteuerung nach der
individuellen Leistungsfä-
higkeit als auch gegen das
,,Nettoprinzip". Bei einem
Kilometersatz von 0,40 DM
ergäbe sich bei Nichtbe-
rücksichtigung der ersten
15 Kilometer an 220 Ar-
beitstagen ein Betrag von

Steuerreform nicht
durch erhöhte
Mehrwertsteuer

finanzieren

1 320 DM, der nicht als Wer-
bungskosten abgesetzt wer-
den könne.

Die Absenkung des Wer-
bungskostenpauschbetrages
von 2 000 DM auf 1 300 DM
bringe für die Steuerverwal-
tung erheblicheMehrarbeit.

Mit Nachdruck hat die
DSTG davor gewarnt, die
Steuerreform durch eine Er-
höhung der Mehrwertsteuer
zu finanzieren. Solange die
Politik tatenlos zusehe, wie
jährlich 130 Milliarden DM
Steuern aus Schattenwirt-
schaft nicht erhoben werden
und solange die Steuerver-
waltung nicht personell in
die Lage versetzt sei, wenig-
stens einen Teil dieser Gel-
der zu verwirklichen, fehle
hierfür jegliche Rechtferti-
gung.

DSTG-Chef Ondracek analysiert Konzept der Bundesregierung

Steuerreform bringt mehr statt
weniger Arbeit für Finanzämter
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Verzicht auf

Vermögensteuer spart

kein

Personal ein

N ach ¾uûerungen
des Parlamentari-
schen Staatssekre-

tärs beim Bundesminister
für Wirtschaft, Dr. Heinrich
Kolb, wonach durch den
Wegfall der Vermögen-
steuer in den Finanzämtern
Personal freigesetzt wird,
hatte der DSTG-Bundes-
vorsitzende diesem wider-
sprochen. Im Antwortschrei-
ben geht Dr. Heinrich Kolb
auf die Argumente ein und
schreibt:

,,Sie weisen zu Recht darauf
hin, daû die bisherige Ver-
anlagung zur Vermögen-
steuer im Drei-Jahres-

,,Keine Werbung
für Stellenabbau"

Rhythmus von den Finanz-
ämtern als ,,Arbeitsspitze",
also ohne zusätzliche Per-
sonalkapazitäten miterledigt
wurde. Diese ,,Arbeits-
spitze" wird in Zukunft ent-
fallen. Sicher sind wir uns
darin einig, daû eine Beibe-
haltung der Vermögen-
steuer mit einer dann not-
wendigen umfassenden Neu-
bewertung von Grund-
stücken eine umfangreiche
Zusatzbelastung der Finanz-
verwaltung gebracht und
ganz erhebliche Personal-
kosten verursacht hätte.

Hinsichtlich des neuen
Bewertungsverfahrens für
Grundstücke im Erbfall, die
durch die Verfassungswid-
rigkeit der Einheitsbewer-
tung erforderlich geworden
war, hat sich der Bundestag,
wie Sie wissen, bemüht, den
damit verbundenen Verwal-
tungsaufwand so gering wie
möglich zu halten. Er hat
sich deshalb für eine Bewer-
tung auf der Basis der leicht
festzustellenden Jahresnet-
tokaltmiete entschieden.
Auûerdem wurde durch die
deutliche Anhebung der
persönlichen Freibeträge
eine wesentliche Erleichte-

rung geschaffen, da in vie-
len Fällen von vornherein
klar sein wird, daû der Wert
der Erbschaft unter dem
Freibetrag bleibt, eine ein-
gehende Bewertung also
nicht erforderlichwird.

Die Schätzung des Bürokra-
tieaufwandes in der Finanz-
verwaltung im Zusammen-
hang mit der Vermögen-
steuer, die Sie ansprechen,
gibt die Bandbreite der mir
bekannten Angaben von
Bund, Ländern sowie Sach-
verständigen wieder (Bund-
Länder-Arbeitsgruppe, Frei-
staat Bayern, Rheinisch-
Westfälisches Institut für
Wirtschaftsforschung u. a.).
Schon allein die Bandbreite
zeigt, daû die Schätzungen
recht vage sind, weil ihnen
keine verläûlichen Daten,
sondern Plausibilitätsüber-
legungen zugrunde liegen.

Es ist auch nicht mein Anlie-
gen, mit dem Hinweis auf
den Wegfall von bürokrati-
schem Aufwand für Perso-
nalabbau in der Finanzver-
waltung zu werben. Sie wei-
sen ja auch zu Recht darauf
hin, daû es unabweisbare
Veränderungen in anderen
Bereichen gibt, die für sich
genommen zunächst Mehr-
belastungen der Steuerver-
waltungmit sich bringen."

Die DSTG sieht es als posi-
tiv, daû der Parlamentari-
sche Staatssekretär beim
Bundesminister für Wirt-

Arbeitsbelastung
der Steuerverwaltung

anerkannt

schaft die Arbeitsbelastung
der Steuerverwaltung aner-
kennt und klargestellt hat,
daû es nicht sein Anliegen
ist, mit dem Hinweis auf den
Wegfall von bürokratischem
Aufwand für Personalabbau
in der Finanzverwaltung zu
werben. Für eine gerechte
Besteuerung wäre es hilf-
reich, wenn neben dem
Bundesminister der Finan-
zen auch der Bundeswirt-
schaftsminister die Länder-
finanzminister zu einer bes-
seren Personalausstattung
der Steuerverwaltung drän-
genwürde.

Am6. Februar 1997 vollendete der Vorsitzende des DSTG-
Landesverbandes Niedersachsen undVorsitzender des

Hauptpersonalrats,Werner Lüerûen, sein 60. Lebensjahr.
Freunde und Kollegen, Repräsentanten ausGewerkschaft
und Verwaltung gratulierten. Spitzen des Finanzministeri-
ums und derOFD gehörten zu denGästen, wie auch Reprä-
sentanten der Deutschen Steuer-Gewerkschaft im Bund und
inNiedersachsen. Der Finanzminister Niedersachsens,Willi
Waike, undDSTG-Chef Dieter Ondracekwürdigten den

engagiertenGewerkschafterWerner Lüerûen als facettenrei-
che Persönlichkeit, der sichmit den Problemen seiner Kolle-
ginnen undKollegen voll identifiziert. Der stellvertretende
DSTG-Landesvorsitzende JürgenHüper hielt die Laudatio.

Unser Foto zeigt v. l. n. r.: FinanzministerWilliWaike,
Werner Lüerûen, Dieter Ondracek undHeiner Herbst

(Präsident des Nieders. Landesrechnungshofs).

Am 24. November 1996 vollendete der Vorsitzende der Baye-
rischen Finanzgewerkschaft, Kollege Josef (Sepp) Bugiel
sein 50. Lebensjahr. Die Bayerische Finanzgewerkschaft

(bfg) lud zu einem Empfang am 6. Dezember 1996 in die Resi-
denz inMünchen ein. Finanzminister ErwinHuber und alle
Spitzenbeamten der bayerischen Finanzverwaltung erschie-
nen. Huber würdigte Bugiel als einen engagierten Streiter

für die Interessen des Personals der Steuerverwaltung. Seine
Aufgeschlossenheit für Neuerungen und seine bayerische
Lebensart, aber auch seinGespür für den Föderalismus ge-
währleiste eine wirksame berufliche Interessenvertretung.

Für die bfg gratulierten die stellvertretende Landesvorsitzen-
de JohannaMarkl in der Rolle des ,,Nikolaus" und der Vorsit-
zende desHauptpersonalrats und des Bayerischen Beamten-

bundes, Senator Dieter Kattenbeck. Für die DSTGüber-
brachte die GlückwünscheDieter Ondracek.

Auf dem Foto: Senator Dieter Kattenbeck gratuliert mit
einem bayerischen Löwen als Symbol für mutiges und
kämpferisches Engagement für die Beschäftigten.
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A ktuelle Fragen der
Berufspolitik des öf-
fentlichen Dienstes

standen im Mittelpunkt ei-
nes Gesprächs, das die DBB-
Bundesleitung am 20. Ja-
nuar 1997 mit Bundeskanz-
ler Helmut Kohl geführt hat.
Erörtert wurden vor allem
die Entwicklung des Berufs-
beamtentums, das Gesetz
zur Reform des öffentlichen
Dienstrechts, die Entwick-
lung der Versorgung im öf-
fentlichen Dienst und der
Krankenstand.

Die DBB-Bundesleitung war
durch den Bundesvorsit-
zenden Erhard Geyer, die
stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden Peter Heesen,
Heinz Ossenkamp, Otto
Regenspurger, Ilse Schedl
sowie Robert Dera vertreten.

Kohl betonte, daû ein lei-
stungsfähiger öffentlicher
Dienst für den Standort
Deutschland auch künftig
vonwesentlicher Bedeutung
sei. Er würdigte die Be-
deutung des Berufsbeam-
tentums und warnte vor
einer ideologisch geführten
Diskussion zum Status
von Beamten und Angestell-
ten.

Wegen der tiefgreifenden
Veränderungen im politi-
schen, wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Umfeld
müsse sich der öffentliche
Dienst auch auf neue Anfor-
derungen einstellen. Vor al-
lem die zur Erhaltung von
Wachstum und Beschäfti-
gung unerläûliche Begren-
zung der Personalkosten
zwinge zu einemUmdenken
und zu einer effizienteren
Arbeitsbewältigung. Kohl
wertete das Gesetz zur
Reform des öffentlichen
Dienstrechts als gute Grund-
lage, um den öffentlichen
Dienst leistungsorientierter,
flexibler und transparenter
zu gestalten. Der DBB kriti-
sierte vor allem die von den

Ländern geforderte Einfüh-
rung von Spitzenpositionen
auf Zeit sowie die soge-
nannte ,,Einstellungsteil-
zeit" als massive Eingriffe
in das Berufsbeamtentum.
Eine befristete Einstellungs-
teilzeit, um damit den Weg
für eine zügige Verbeam-
tung zu ebnen, hält der
DBB allenfalls in den neuen
Bundesländern für vertret-
bar.

Zum Thema Versorgung
führte Kohl aus, daû alle
Alterssicherungssysteme in
Deutschland wie auch in
anderen Industrieländern
vor gravierenden Problemen
stünden. Der Versorgungs-
bericht der Bundesregie-
rung belege, daû kosten-
dämpfende Maûnahmen
zwingend erforderlich seien,
um die Versorgung im öf-
fentlichen Dienst in ihrer
bisherigen Form und im bis-
herigen Umfang grundsätz-
lich erhalten zu können. Ge-
meinsam mit allen Beteilig-
ten müsse deshalb ein
langfristiges Konzept zur
Lösung der Versorgungs-
fragen erarbeitet werden.
Die DBB-Bundesleitung be-
grüûte, daû mit der Vorlage
des Versorgungsberichts die
in der öffentlichen Diskus-
sion genannten ,,Horror-
zahlen" widerlegt worden
seien. Ein Versorgungsbei-
trag für Beamte wurde als
systemwidrig abgelehnt.

Zum Thema Krankenstand
forderte der DBB eine diffe-
renziertere Betrachtung. So
wiesen Beamte einen erheb-
lich niedrigeren Kranken-
stand auf als vergleichbare
Mitarbeiter in der Privat-
wirtschaft. Bundeskanzler
und DBB stimmten darin
überein, daû eine höhere
Motivation der Mitarbeiter,
verbesserte Arbeitsbedin-
gungen und ein effizienteres
Personalmanagement ge-
eignet seien, den Kranken-
stand zu senken.

DBB-Bundesleitung im Kanzleramt

Kohl setzt auf starkes
Berufsbeamtentum

B ei der Fortsetzung
der Tarifverhandlun-
gen über Elemente

der Zusatzversorgung am
22. Januar 1997 in Bonn ist
eine Einigung zur Umset-
zung des neuen Altersteil-
zeitgesetzes im öffentlichen
Dienst noch nicht näher ge-
rückt. GGVöD und die Ar-
beitgeber von Bund, Län-
dern und Gemeinden ringen
weiter um einen Kompromiû
zur Kompensation der Ver-
sorgungsabschläge, die Ar-
beitnehmer in Kauf nehmen
müûten, wenn sie Altersteil-
zeit leistenwollen.

Nach Vorstellung der
GGVöD bietet sich eine
Übernahme der Übergangs-
regelungen an, mit denen in
der Zusatzversorgung bis-
her schon andere Fälle von
vorgezogener Altersrente
abgewickelt werden. Sofern
die Arbeitgeber nicht bereit
seien, diese Regelungen für
den Versicherungsfall der
Altersteilzeit zu öffnen,
müsse man alternativ über
Ausgleichszahlungen zur
Kompensation der drohen-
den Versorgungsabschläge
nachdenken. Bei diesen
Kernfragen signalisierte die
Arbeitgeberseite internen
Abstimmungsbedarf.

Die Sonderproblematik der
Altersteilzeit für die Zusatz-
versorgung ergibt sich dar-
aus, daû ihre Inanspruch-
nahme nach geltendem
Recht dort keinen Versiche-
rungsfall auslöst. Vor dem
Hintergrund dieses Pro-
blems hatte die GGVöD be-
reits in der Tarifrunde 1996
ergänzende Tarifregelun-
gen gefordert, um das Al-
tersteilzeitgesetz auch für
die Arbeitnehmer des öf-
fentlichen Dienstes attraktiv
zu machen. Ohne Zusatzre-
gelungen könnten wegen
der unzumutbar hohen Ab-
schläge auch in der Zusatz-
versorgung nur wenige Ar-
beitnehmer in die Altersteil-
zeit beantragen.

An demGesprächmit Bundeskanzler Helmut Kohl (3. v. l.)
nahmen neben demDBB-Vorsitzenden ErhardGeyer (2. v. l.)

auch dessen Stellvertreter Peter Heesen (l.),
Ilse Schedl (Mitte), Otto Regenspurger (MdB) (3. v. r.),
Robert Dera (2. v. r.) undHeinz Ossenkamp (r.) teil.

Foto: EduardN. Fiegel

Noch kein Kompromiû
zur Altersteilzeit
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Ü ber die von Bundes-
innenminister Man-
fred Kanther ge-

planten Kontrollen bei kran-
ken Bundesbediensteten
herrscht beim Deutschen
Beamtenbund, seinen Lan-
desbünden und Mitglieds-
gewerkschaften groûe Em-
pörung. Protest ausgelöst
hat insbesondere die Tat-
sache, daû wieder einmal zu
Unrecht eine Kampagne ge-
gen die Beamten in Gang
gesetzt wurde, obwohl de-
ren Krankenstand ± selbst
nach einer Kanther-Erhe-
bung ± unter dem der Privat-
wirtschaft liegt.

So warf der Vorsitzende des
Bayerischen Beamtenbun-
des (BBB), Dieter Katten-
beck, dem Bundesinnenmi-
nister ,,unguten Populis-
mus" vor. Die Reaktion in
der Öffentlichkeit zeige, daû

alles wieder auf die Beamten
abgeladen werde. Auch
setze sich Kanther dem Ver-
dacht aus, mit seiner über-
lauten Aktion beleidigt dar-
auf zu reagieren, daû er mit
seinem Gesetz zur Bezüge-
begrenzung im Krankheits-
fall bei Beamten am Bundes-
rat gescheitert ist.

In Bayern müssen kranke
Mitarbeiter des Landes übri-
gens auch in Zukunft nicht
mit Kontrollbesuchen rech-
nen, wie Ministerpräsident
Edmund Stoiber betonte.
Die Krankenzahlen im öf-
fentlichen Dienst des Frei-
staats lägen weit unter den
von Kanther für den Bund
ermittelten. Auch in Ham-
burg und Schleswig-Hol-
stein wird es keine zusätzli-
chen Kontrollen von kran-
ken Landesbediensteten ge-
ben. ,,Das geht ein Stück in

Richtung Populismus", kriti-
sierte der Leiter des Ham-
burger Personalamtes Vol-
ker Bonorden. Auch in
Rheinland-Pfalz will man
nicht auf zusätzliche Kran-
kenkontrollen sondern auf
Motivation und gute Laune
in der Landesverwaltung
setzen. Darüber hinaus ver-
wies das Landesinnenmini-
sterium auf einenwesentlich
niedrigeren Krankenstand
in Rheinland-Pfalz als bei
den Bundesverwaltungen.
Auch in Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, im
Saarland und in Mecklen-
burg-Vorpommern soll es
keine ,,Schnüffelei" geben.

Der Beamtenbund Baden-
Württemberg hat zunächst
die Übernahme von Kan-
thers Maûnahmenkatalog
zur Senkung des Kranken-
standes befürchtet, obwohl
auch dort die Fehlzeiten
nach bisher vorliegenden
Teilergebnissen einer ent-
sprechenden Untersuchung
niedriger sind als beim
Bund. Ministerpräsident Er-

win Teufel will aber zu-
nächst das Untersuchungs-
ergebnis abwarten.

DSTG trauert um

Helmut Remmert

U nerwartet verstarb
im Alter von 83 Jah-
ren am 19. Januar

1997 Kollege Helmut Rem-
mert, Ehrenvorsitzender des
DSTG-Landesverbandes
Bremen und Gründungsmit-
glied der DSTG-Bund.

Remmert gehörte zu den
,,Männern der ersten Stun-
de", die nach dem Kriege
die DSTG aufgebaut haben.
Er hat der Gewerkschaftsar-
beit damals wichtige Im-
pulse gegeben ± sowohl auf
Bundesebene als auch in
Bremen. Remmert war zu-
nächst Bezirksvorsitzender
der DSTG Bremen, seit 1967
Landesvorsitzender und Mit-
glied des DSTG-Bundesvor-
standes.

Die Kontrollen bei
Kranken sind empörend
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D ie Übernahme der
Anwärter des Ein-
stellungsjahrganges

1993 stand im Mittelpunkt
von Gesprächen mit Spit-
zenpolitikern des Landtages
von Mecklenburg-Vorpom-
mern. So sprachen am
16. Januar 1997 der DSTG-
Landesvorsitzende Wilfried
Kohlhoff und seine Stell-
vertreterin Kerstin Patzwall
mit dem Vorsitzenden der
SPD-Landtagsfraktion Ha-
rald Ringstorff unter Beteili-
gung von Bundesgeschäfts-
führer Paul Courth. Am
27. Januar 1997 gab es
ein Gespräch in Neubran-
denburg mit dem Vorsit-
zenden des Finanzausschus-
ses des Landtages, Michael
Nötzel. DSTG-Vorsitzender
Dieter Ondracek war be-
teiligt.

Die DSTG bekräftigte ihre
Kritik, daû die Finanzanwär-
ter des Einstellungsjahrgan-
ges 1993 nach bestandener
Prüfung nicht voll übernom-
menwurden.

In einem Schreiben an die
Ministerin vom 13. Februar
1997 bekräftigte DSTG-
Chef Ondracek seine Kritik:

,,Nachmeiner Kenntnis über-
prüfen derzeit alle jungen
Bundesländer den Personal-
bedarf. Ein fertiges Rechen-
ergebnis ist mir noch nicht
bekannt. Der rechnerische
Personalbedarf wird aber
entscheidend auch davon
beeinfluût, welche Zuschlä-
ge für die noch andauernde
Fortbildung und Weiterbil-
dung vorgenommen wer-
den. Entscheidend ist daher
weniger das Rechenwerk,
sondern die Situation vor
Ort in den Finanzämtern des
Landes. Von dort weiû ich,
daû die Kolleginnen und
Kollegen randvoll mit Arbeit
sind. Ich weiû auch, daû Ihre
Vorsteher mehr Personal für
notwendig halten. Ich sehe
auch, wie dringend Personal

in der Betriebsprüfung not-
wendig wäre. Ich weiû auch
die Stimmung in den Part-
nerländern einzuschätzen,
die nicht mehr bereit sind,
weiter zu helfen, wenn das
eigene Land nicht alle An-
strengungen unternimmt,
die Personalprobleme in den
Griff zu bekommen. Alleine
darum geht es.

Sie haben fertig ausgebil-
dete und geprüfte Steuer-
inspektoren, die Sie nicht
übernehmen. Die Begrün-
dung, daû Sie sich auch für
die nächsten Jahre noch
Einstellungsmöglichkeiten
offen lassen wollen, kann
niemand nachvollziehen,
wenn man weiû, daû jedes
Jahr ein verlorenes Jahr ist.
In immer mehr Fällen greift
die Verjährung. Das kann
und darf sich ein Land, das
von Haushaltsproblemen
geplagt ist, nicht leisten. Sie
haben die Anwärter mit ei-
nem Kostenaufwand von
über 100 000 DM ausgebil-
det und übernehmen sie
nun nicht, obwohl der Be-
darf besteht. Eine solche
Handlungsweise ist ein ge-
fundenes ,,Fressen" für die
Rechnungshöfe.

Richtigstellung

In dem Beitrag ,,Weniger
Anwärter ± geringerer Be-
darf" in der Januar/Februar-
Ausgabe 1997 von ,,Die
Steuer-Gewerkschaft" hat
sich ein sinnentstellender
Fehler eingeschlichen. In
dem Leserbrief der Finanz-
ministerin des Landes
Mecklenburg-Vorpommern
muû es im 4. Absatz richtig
heiûen:

,,ZumZeitpunkt meiner Ent-
scheidung im Herbst 1996
standen 199 freien Stellen
339 in Ausbildung befindli-
che Finanzanwärter gegen-
über."

Mecklenburg-Vorpommern

DSTG drängt auf Über-
nahme der Anwärter

Ein klares Wort der Arbeitgeber
von Bund, Ländern und Gemeinden zur Be-
schäftigungssicherung im öffentlichen Dienst
hat der Vorsitzende der GGVöD/DBB-Tarif-
union, Horst Zies, verlangt. Nach Angaben
von Zies ist beim Staat ein massiver Stellen-
abbau im Gange, der das Millionenheer der
Arbeitslosen bis zum Jahr 2000 in sechsstelli-
ger Höhe vermehren wird. Die ,,Arbeitsplatz-
vernichtung im groûen Stil" müsse gestoppt
werden.

Mit Befriedigung hat die
GGVöD/DBB-Tarifunion zur Kenntnis genom-
men, daû der Bund seine Ausbildungsleistun-
gen im letzten Jahr um 5,7 Prozent gesteigert
hat. Mit 4.188 Ausbildungsverträgen ± 225 Ver-
träge mehr als im Vorjahr ± hat der Bund seine
Zusage aus der Tarifrunde 1996 erfüllt, wonach
gegenüber dem Vorjahr mindestens 200 zu-
sätzliche Ausbildungsplätze geschaffen werden
sollten. Dafür waren die Ausbildungsvergütun-
gen beim letzten Tarifabschluû unverändert ge-
blieben.

Hans-Joachim Schindler, stell-
vertretender Landesvorsitzender der DSTG-
Saar und Mitglied der DSTG-Tarifkommission
(Bund) hat am 5. Dezember 1996, dem ,,Tag
des Ehrenamtes", die Verdienstmedaille des
Verdienstordens der Bundesrepublik Deutsch-
land von Bundespräsident Roman Herzog er-
halten.

Zu den rentenrechtlichen Aus-
wirkungen des Wachstums- und Beschäfti-
gungsförderungsgesetzes (WFG) hat die Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte (BfA)
unter dem Titel ,,Neuregelungen in der gesetz-
lichen Rentenversicherung ± WFG" eine Bro-
schüre herausgebracht, die bei der BfA, Vor-
druckversandstelle, 10704 Berlin bestellt wer-
den kann.

Die sozialpolitischen Beschlüsse
zum Wachstums- und Beschäftigungspro-
gramm werden in der Broschüre ,,Handeln
für mehr Arbeitsplätze" des Bundesministe-
riums für Arbeit (BMA) erläutert. Be-
stellmöglichkeit: Telefon (02 28) 5 27-11 11,
Fax: 01 80-5 15 15 11, Post: BMA, Postfach 500,
53105 Bonn.

+++ Tarif-Telegramm +++
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N ach einer Meldung
der Süddeutschen
Zeitung hat der

Sprecher des Vorstandes der
Süddeutschen Bank, Hilmar
Kopper, die Steuerfahn-
dungsmaûnahmen bei den
Banken mit den Ermitt-
lungsmethoden bei der Ver-
folgung von RAF-Terroristen
verglichen.

Der DSTG-Bundesvorsit-
zende hat Bankenchef
Kopper zu einer Stellung-
nahme aufgefordert und die
Finanzminister der Länder
gebeten, sich schützend vor
die Steuerfahndung zu stel-
len.

In seinem Antwortbrief
spricht der Chef der Deut-
schen Bank von Miûver-
ständnissen und schreibt:

Kopper will keine
Staatsbürgerlichen
Belehrungen haben

,,Lassen Sie mich sagen, daû
mich Ihr Brief und die dar-
in enthaltenen rechtlichen
staatsbürgerlichen Beleh-
rungen etwas verwundert
haben. Ich habe die damali-
gen Versuche, Terroristen
und Mörder mit Hilfe einer

,,Rasterfahndung" dingfest
zu machen und damit zu-
künftiges Blutvergieûen zu
verhindern, als einen unter
den seinerzeitigen Umstän-
den richtigen Weg gesehen.
Leider ist er damals von ge-
wissen interessierten Seiten
unter Hinweis auf eine mög-
liche Verletzung der Privat-
sphäre (z. B. Einblick in Un-
terlagen wegen regelmäûi-
ger Mietzahlungen in bar
für die Nutzung konspirati-
ver Wohnungen) in Miûkre-
dit gebracht und nicht mehr
benutzt worden. Möglicher-
weise hat mein Amtsvorgän-
ger Alfred Herrhausen die
nicht mehr mögliche früh-
zeitige Erkennung und Auf-
klärung mit dem Leben be-
zahlen müssen. Jetzt wer-
den Banken durchsucht und
dabei Unterlagen über tau-
sende von Konten beschlag-
nahmt, weil der Verdacht
besteht, daû es sich um
einen Personenkreis han-
delt, auf den gemeinsame
typische Merkmale und
Eigenschaften zutreffen. So
sieht z. B. das OLG Frank-
furt im Unterhalten eines
Kontos in Luxemburg einen
hinreichenden Verdachts-
grund. Sie scheinen mich
völlig miûverstanden zu ha-

ben: Ich habe nichts gegen
Rasterfahndung, wenn da-
mit schwere Straftaten auf-
geklärt oder verhindert wer-
den könnten. Und ichmache
keinemMitglied Ihrer Orga-
nisation einen Vorwurf. Ich
drücke nur meine Verwun-
derung darüber aus, daû
diese Methode im Falle von
Terroristen und Mördern
eingestellt werden muûte,
im Falle von Steuerfahndun-
gen dagegen freien Zugriff
auf Konten und persönliche
Daten erlaubt. Sie werden
verstehen, daû mich dieser

Kollegen bewegen
sich im Rahmen
der Gesetze

wahrscheinlich ideologie-
und neidbezogene Werte-
wandel als Staatsbürger be-
unruhigenmuû."

Die DSTG stellt für die Kol-
leginnen und Kollegen der
Steuerfahndung klar, daû
sie sich im Rahmen der vor-
gegebenen Gesetze bewe-
gen. Die Durchsuchungen
in Banken erfolgen auf-
grund richterlicher Anord-
nung. Die grundsätzlichen
Bedenken der Banken ge-

gen Fahndungsmaûnahmen
in Banken wurden von den
höchsten deutschen Gerich-
ten zurückgewiesen. Die
Fahndungsmaûnahmen in
Banken stellen auch keine
Rasterfahndung dar, son-
dern die gezielte Suche nach
Beweismitteln.

Steuerhinterziehung ist eine
Straftat, die im schweren
Fall mit bis zu zehn Jah-
ren Freiheitsstrafe geahndet
werden kann. Es ist Aufgabe
der Steuerfahndung, Steuer-
straftaten aufzuklären. Da-
bei stehen der Steuerfahn-
dung die Möglichkeiten der
Strafprozeûordnung zur Ver-
fügung. Dies zu akzeptie-
ren, scheint den Bankenvor-
ständen Schwierigkeiten zu
bereiten.

Mitgliederzuwachs

Ü ber 1 100 000 DBB-
Mitglieder wurden
am 30. September

1996 gezählt. Am gleichen
Stichtag des Jahres 1995wa-
ren es noch 1 075 000 gewe-
sen. 25 000 neue Mitglieder
haben damit in den Deut-
schen Beamtenbund gefun-
den. Die Mitgliederzahl
stieg um 2,3 Prozent.

Zum Stichtag 30. September
1996 waren 781 615 Beam-
tinnen und Beamte und
319 983 Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer im DBB
organisiert. Das entspricht
Anteilen von 71 bzw. 29 Pro-
zent.

Ondracek rügt Bank-Chef Kopper

Bankenfahndung nicht
in ein Zwielicht rücken
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Z um 1. Neu-Ulmer
Steuersymposium
hatte der Ortsver-

band Neu-Ulm der Bayeri-
schen Finanzgewerkschaft
ins Edwin-Scharff-Haus ein-
geladen. Ortsverbandsvor-
sitzender Walter Kaminski
begrüûte hochkarätige Ver-
treter aus Politik, Gewerk-
schaft und Verwaltung auf
dem Podium: den parla-
mentarischen Staatssekretär
im Bundesfinanzministe-
rium Hans-Georg Hauser,
MdB (CSU), die Mitglieder
des Bundestages Reinhard
Schultz (SPD), Prof. Gisela
Frick (FDP), Christine
Scheel (Bündnis 90/DieGrü-
nen), den stellv. Bundes-
vorsitzenden der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft Dr.
Rainer Ullrich, den Landes-
vorsitzenden der Bayeri-
schen Finanzgewerkschaft
Josef Bugiel und den ständi-
gen Vertreter des Vorstehers
beim Finanzamt Günzburg
Alfred Bissinger.

Nach dem Einführungs-
referat ,,Jahressteuergesetz
1997 ± ein Schritt zur Ver-

einfachung?" des Parlamen-
tarischen Staatssekretärs
Hans-Georg Hauser, MdB,
hagelte es durchweg
schlechte Noten für die Bon-
ner Steuerpolitik von den
Experten. Selbst die Bun-
destagsabgeordneten aller
Parteien sparten nicht mit
Kritik ± auch selbstkritische
Töne waren zu vernehmen ±
, lagen jedoch in der Beurtei-
lung der Reformpläne nicht
weit auseinander. Die Ge-
werkschaftsvertreter Dr. Ull-
rich und Bugiel wie auch
Alfred Bissinger klagten
über zu wenig Personal. In
ihren Statements erläuterten
die Vertreter der Parteien
ihre Pläne und Standpunkte
zur groûen Steuerreform,
dem Jahressteuergesetz
1997, der Kraftfahrzeug-
steuer, der Gewerbesteuer,
der Vermögensteuer und
der Einführung von Öko-
Steuern. Die Grünen-Politi-
kerin Christine Scheel un-
terstützte marktwirtschaft-
liches Denken: ,,Auch wir
haben inzwischen gelernt,
daû man Geld zuerst ein-

nehmen muû, bevor man es
ausgeben kann."

Die Grünen unterstützen
auch die Abschaffung der
Gewerbekapitalsteuer.

In der Podiumsdiskussion,
bei der die Besucher einbe-
zogen waren, muûte sich die
Politikerrunde vom Fachpu-
blikum massive Kritik gefal-
len lassen. Auf die Frage,

was die Deutsche Steuer-
Gewerkschaft von der gro-
ûen Reform erwarte, antwor-
tete Dr. Rainer Ullrich: ,,Wir
erwarten viel, aber wir ha-
ben auch schon in den ver-
gangenen 40 Jahren viel
erwartet". Seine Meinung
zum Steuersystem: ,,Die
Politik läût uns im Regen ste-
hen". Neue Gesetze kämen
grundsätzlich so spät, daû
man noch nicht einmal un-
termWeihnachtsbaum lesen
könne, was am darauffol-
genden 1. Januar schon um-
zusetzen sei. Die neuen Ge-
setze stellten in der Regel
keine Erleichterung dar.

Hochkarätiges Symposium über Steuerreform
in Neu-Ulm

Das Podiumbeim 1. Neu-Ulmer Steuersymposium:
v. l. Josef Bugiel, Dr. Rainer Ullrich, Prof. Gisela Frick,

StS HansgeorgHauser, BerndWetzenbacher
(Neu-Ulmer Zeitung),

Rainhard Schultz und Christine Scheel
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Kanther bei Kran-

kenversicherung mit

DBB einig

B undesinnenminister
Manfred Kanther
unterstützt die vom

Deutschen Beamtenbund
vertretenen Positionen zur
Entlastung privat Kranken-
versicherter im Alter. Bei der
Umsetzung der Ergebnisse
des Gutachtens der ,,Unab-
hängigen Expertenkommis-
sion zur Untersuchung der
Problematik steigender Bei-
träge der privat Krankenver-
sicherten im Alter" will Kan-
ther sich für die Einfüh-
rung einer beihilfekonfor-
men Version des Standard-
tarifs sowie eine Begren-
zung des Beitrages für
Ehepaare auf 150 Prozent
des Nominalbetrages einset-
zen.

Entsprechende Forderun-
gen hatte der Deutsche Be-
amtenbund in einem Schrei-
ben an den Bundesinnen-
minister erhoben. In sei-
nem Antwortschreiben an
den DBB-Bundesvorsitzen-

den Erhard Geyer befürwor-
tet Kanther auch eine Er-
örterung der Regel- und
Höchstsätze in den Gebüh-
renordnungen für ¾rzte und
Zahnärzte, um für alle Betei-
ligten verläûliche Rahmen-
vorgaben zu schaffen. Der
DBB hatte angeregt, die Ge-
bührenordnung für ¾rzte
und Zahnärzte so zu ändern,
daû bei Versicherten des
Standardtarifs höchstens die
Abrechnung des 1,7fachen
des Gebührensatzes erlaubt
sein soll. Auch die DBB-
Vorschläge, bei stationärer
Krankenhausbehandlung
die Angemessenheit des
Ein- oder Zweibettzimmer-
zuschlags konkreter zu defi-
nieren, werden von Kanther
unterstützt. Das gilt auch für
die Stärkung der Rechts-
position der privaten Kran-
kenversicherung bei den
Pflegesatzverhandlungen.

Schlieûlich will sich Kanther
auch für eine einheitliche
Preisgestaltung bei Arznei-
mitteln einsetzen. Gegen-
wärtig erhalten Privatpa-
tienten nicht den fünfpro-
zentigen Mengenrabatt, der
gesetzlich Krankenversicher-
ten eingeräumtwird.

Silberne Steuerschraube 1997
für Erhard Geyer

D ie 30. ,,Silberne
Steuerschraube"
1997 erhielt am

17. Januar 1997 in Opladen
der Bundesvorsitzende des
Deutschen Beamtenbun-
des und frühere DSTG-
Bundesvorsitzende Erhard
Geyer.

Verliehen wurde die Aus-
zeichnung durch den Vor-
sitzenden des Personalrats,
Ralf Garrels, und den Vor-
sitzenden des DSTG-Orts-
verbandes Leverkusen, In-
golf Dorn.

In seiner Laudatio hob der
stellvertretende Vorsitzen-
de des DSTG-Bezirksver-
bandes Köln, Kollege Horst
Pauls, die Verdienste von
Geyer um die Steuerver-
waltung hervor. Ihm sei es
gelungen, in der Öffent-
lichkeit das Wirken der Be-
schäftigten für das Gleich-
maû der Besteuerung und
damit für mehr Steuerge-
rechtigkeit sichtbar zu ma-
chen. So stehe die Steuer-
verwaltung stets an der
Seite der ehrlichen und
pünktlichen Steuerzahler,
die nicht zuletzt deshalb
bis an die Halskrause mit
Steuern belastet seien, weil
die Schattenwirtschaft und
Steuerkriminalität so üppig
blühen.

Geyer habe sich auch in
neuer Funktion im DBB als
geschickter Anwalt aller
Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes erwiesen
und sei daher ein beson-
ders würdiger Preisträger.

Geyer erinnerte daran, daû
,,mit olympischem Geist"
permanent an der Steuer-
schraube gedreht werde,
und zwar immer nach dem
Motto: ,,höher, gröûer, wei-
ter".

,,Es wird mir auch in Zu-
kunft niemand plausibel
machen können, warum
zum Beispiel an der Steuer-
verwaltung gespart und
herumgedoktort werden
muû, wenn auf der anderen
Seite Steuerquellen in Mil-
liardenhöhe nicht aus-
geschöpft werden. Dieser
Widerspruch wird als
das ,,Waigel©sche Gesetz"
in die Geschichte einge-
hen".

Nach der Verleihung der
,,Silbernen Steuerschrau-
be" startete die traditio-
nelle Karnevalssitzung der
,,KG Raubritter". Für die
Opladener ein Höhepunkt
der Karnevalssession und
für die DSTG ein wichtiges
Datum ihrer Öffentlich-
keitsarbeit.

Verleihung der Silbernen Steuerschraube
v. l.: Horst Pauls, Ralf Garrels, ErhardGeyer und Ingolf Dorn

Der frühere DSTG-Bundesvorsitzende und Ehrenvorsitzende
des Deutschen Beamtenbundes,Werner Hagedorn, ist am
29. November 1996 in Bonnmit dem vom österreichischen
Bundespräsidenten verliehenenGroûenGoldenen Ehren-

zeichen der Republik Österreich ausgezeichnet worden. Den
Orden übergab Botschafter FriedrichHoess. Hagedorn er-
hielt die hoheAuszeichnung aufgrund seiner über 25jähri-
gen Zusammenarbeit mit der österreichischenGewerkschaft
öffentlicher Dienst (GöD). Bei der Ordensverleihung erin-

nerte Botschafter Hoess an die tatkräftige Unterstützung von
Hagedorn bei der Einführung derMehrwertsteuer in Öster-
reich. Hagedornwar damals DSTG-Bundesvorsitzender.

Die Glückwünsche der DSTGüberbrachten Dieter Ondracek
und Bundesgeschäftsführer Paul Courth.

Foto: EduardN. Fiegel
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Z um Jahresbeginn
1997 sind zahlreiche
¾nderungen im So-

zialrecht in Kraft getreten,
über die wir zum Teil bereits
in der Dezemberausgabe
von ,,Die Steuer-Gewerk-
schaft" (S. 161 u. 164) be-
richtet haben. Ergänzend
werden einige wichtige
Neuregelungen erläutert.
Soweit die betreffenden Re-
gelungen für die alten und
die neuen Bundesländer un-
terschiedlich sind, wird hier-
auf besonders hingewiesen.

1. Beitragssätze in der
Sozialversicherung

Der Beitragssatz zur Renten-
versicherung der Arbeiter
und Angestellten steigt von
19,2% auf 20,3%. Der Bei-
tragssatz zur Arbeitslosen-
versicherung beträgt weiter-
hin 6,5%, und der Beitrags-
satz zur Pflegeversicherung
beträgt weiterhin 1,7%.

2. Rentenversicherung

a) Renten

w1 Die Altersrente wegen
Arbeitslosigkeit wurde in
eine ,,Altersrente wegen
Arbeitslosigkeit oder nach

Altersrente wegen
Arbeitslosigkeit

oder Arbeitsteilzeit

Altersteilzeitarbeit" umge-
staltet. Die Anspruchsvor-
aussetzungen können alter-
nativ erfüllt werden durch
Arbeitslosigkeit (wie nach
bisherigem Recht) oder
durch eine mindestens
24monatige Altersteilzeitar-
beit im Sinne des Altersteil-
zeitgesetzes. Hierbei kommt
es nicht darauf an, daû wäh-
rend dieser Zeit Förderlei-
stungen der Bundesanstalt
für Arbeit erbracht worden
sind.

w2 Die Altersgrenze für die
Altersrente wegen Arbeits-

losigkeit und nach Alters-
teilzeitarbeit wird in den
Jahren 1997 bis 2001 in
Monatsschritten von 60 auf
65 Jahre angehoben.

Die Rente kann auch nach
Anhebung der Altersgrenze
ab Vollendung des 60. Le-
bensjahres unter Inkaufnah-
me von Rentenminderun-
gen, mit denen die längere
Rentenlaufzeit ausgeglichen
wird, in Anspruch genom-
men werden. Die Renten-
minderung beträgt 0,3 Pro-
zent der Rente für jedenMo-
nat, den die Rente vorzeitig
in Anspruch genommen
wird. Die Minderung kann
durch zusätzliche Beitrags-
zahlungen abgemildert oder
ausgeglichenwerden.

w3 Zeiten der Arbeitslosig-
keit nach dem 30. Juni 1978
und Zeiten der Krankheit
nach dem 31. Dezember
1983, in denen eine öf-
fentlich-rechtliche Leistung
(z.B. Krankengeld, Arbeits-
losengeld) nicht bezogen
wurde und deshalb auch
keine Beitragszahlung zur
Rentenversicherung erfolgt
ist, werden nicht mehr ren-
tensteigernd, sondern nur
noch anwartschaftserhal-
tend berücksichtigt. Aus
Vertrauensschutzgründen
sind für Fälle mit einem
Rentenbeginn vor dem Jahr
2001 Übergangsregelungen
vorgesehen.

w4 Anrechnungszeiten we-
gen schulischer Ausbil-
dung, die bisher ab Vollen-
dung des 16. Lebensjahres
und bis zu einer Höchst-
dauer von 7 Jahren berück-
sichtigt wurden, werden nur
noch frühestens vom vollen-
deten 17. Lebensjahr an
und bis zu einer Höchst-
dauer von 3 Jahren berück-
sichtigt (auf die Vorausset-
zung eines Abschlusses bei
Fach- und Hochschulausbil-
dung wird dabei verzichtet).
Für Zeiten der schulischen
Ausbildung, die künftig
keine Anrechnungszeiten

mehr sind, besteht die Mög-
lichkeit der Beitragsnach-
zahlung. Aus Vertrauens-
schutzgründen sind für
Fälle mit einem Rentenbe-
ginn vor dem Jahr 2001
Übergangsregelungen vor-
gesehen.

w5 Bisher wurden die
ersten 48 Pflichtbeiträge vor
Vollendung des 25. Lebens-
jahres auf 90% des Durch-
schnittsentgelts angehoben.
Nunmehr werden die ersten
36 Pflichtbeiträge vor Voll-
endung des 25. Lebensjah-
res auf 75% des individuel-
len Gesamtleistungswerts,
höchstens auf 75% des
Durchschnittsentgelts ange-
hoben. Für Fälle mit einem
Rentenbeginn vor dem Jahr
2001 sind Übergangsrege-
lungen vorgesehen.

w6 Hinzuverdienstgrenzen
in der Rentenversicherung
(s. Tabelle).

Neben dieser allgemeinen
Hinzuverdienstgrenze, bis
zu der mindestens hinzuver-
dient werden kann, gibt es
eine individuelle Hinzuver-
dienstgrenze. Diese ist ab-
hängig vom zuletzt versi-
cherten Entgelt.

b) Beiträge

Der freiwillige Mindestbei-
trag liegt 1997 im gesamten
Bundesgebiet bei 123,83
DM pro Monat. Wenn der
Mindestbeitrag für das Jahr
1996 in der Zeit vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. März 1997
gezahlt wird, beträgt dieser
ebenfalls 123,83 DM/Monat.

Der Höchstbeitrag für frei-
willig Versicherte beträgt
1997 im gesamten Bundes-
gebiet 1 664,60 DM/Monat.
Die Höchstbeiträge für
Pflichtversicherte in der
Rentenversicherung der Ar-
beiter und der Angestellten
betragen in den alten Bun-
desländern 1 664,60 DM
und in den neuen Bundes-
ländern 1 441,30 DM/Mo-
nat.

c) Beitragserstattungen

Mit dem Wachstums-
und Beschäftigungsförde-
rungsgesetz ± WFG ± ist
die für einen Anspruch
auf Beitragserstattung nach
dem Ausscheiden aus der
Rentenversicherungspflicht
maûgebliche Wartefrist von
einem halben auf zwei Jahre
verlängert worden. DieNeu-
regelung gilt für alle Bei-
tragserstattungen, die nach
dem 27. September 1996 be-
antragt wurden bzw. wer-
den.

¾nderungen bei Sozial- und
Rentenversicherung 1997

Rentenarten Hinzuverdienstgrenze

Altersrenten

Regelaltersrente ab
dem 65. Lebensjahr keine Einschränkung

Bis zur Vollendung des
65. Lebensjahres als

Vollrente 610,-- DM/Monat (West)
520,-- DM/Monat (Ost)

Teilrente von 2/3 816,73 DM/Monat (West)
671,65 DM/Monat (Ost)

Teilrente von 1/2 1 225,09 DM/Monat (West)
1 007,48 DM/Monat (Ost)

Teilrente von 1/3 1 633,45 DM/Monat (West)
1 343,30 DM/Monat (Ost)
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Geyer: An Pensio-

nen nicht rütteln

V orschläge zur Sen-
kung der Beam-
tenpensionen hat

der DBB-Bundesvorsitzen-
de Erhard Geyer in einem
Interview mit der in Stutt-
gart erscheinenden Zei-
tung ,,Sonntag Aktuell"
vom 9. Februar 1997 strikt
zurückgewiesen. Die Be-
amtenpensionen, so der
DBB-Bundesvorsitzende,
sind hinter der allgemei-
nen Einkommensentwick-
lung wegen etlicher Null-
und Fastnullrunden stark
zurückgeblieben.

Auûerdem erinnerte Geyer
daran, daû Beamtinnen
und Beamte sowie deren
Hinterbliebene von ihren
Pensionen einen beträcht-
lichen Teil Steuern abfüh-
ren müssen. Jährlich be-
laufe sich die Summe auf
rund 10 Milliarden Mark.
Überdies bezögen Beamte
bereits in ihrer aktiven
Dienstzeit ein niedrigeres
Gehalt im Hinblick auf die
späteren Pensionszahlun-
gen. Insofernwäre es völlig
ungerecht, wenn Beamte
von diesem niedrigen Ge-
halt auch noch einen Bei-
trag zur späteren Alters-
sicherung leistenmüûten.

Schlieûlich verwies Geyer
auf Kostenvergleiche, u. a.
des Bundesrechnungsho-
fes, wonach die Beschäfti-
gung von Beamten ± Pen-
sionen eingeschlossen ±
kostengünstiger für den
Staat und den Bürger als
die vonAngestellten ist.

Einsparungen empfahl
Geyer in dem Interview er-
neut durch eine Zusam-
menlegung von Bundes-
ländern: ,,Wir können uns
in Deutschland keine 16
Bundesländer mehr auf
Dauer erlauben, erst recht
nicht in einem vereinten
Europa der Regionen. Bun-
desländer, die zu wenig
Geld zum Leben und zu-
viel zum Sterben haben,
können ihre finanziellen
Probleme gar nicht alleine
lösen.

Tauschecke

StOI©in aus Baden-Württem-
berg (OFD Karlsruhe) sucht
dringend Tauschpartner/in
aus den Bereichen der OFD
Kiel oder Hamburg.

StI aus Rheinland-Pfalz
(OFD Koblenz) sucht
Tauschpartner/in aus Ba-
den-Württemberg (OFD
Freiburg).

StI©in z.A. aus dem Bereich
der OFD Cottbus (Berlin/
Bran-denburg) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Han-
nover (Niedersachsen).

Stl©in aus dem Bereich der
OFDHamburg sucht Tausch-
partner/in aus Schleswig-
Holstein (OFDKiel); vorzugs-
weise Finanzämter Schles-
wig, Flensburg, Rendsburg
oder Husum.

DSTG-Handbuch neu

aufgelegt

D as Steuer-Gewerk-
schafts-Handbuch,
Teil A ist Anfang des

Jahres nach dem Stand vom
1. Januar 1997 im Walhalla
Fachverlag Regensburg neu
erschienen. Seit der Vorlage
des letzten Handbuches für
die Jahre 1992 bis 1995 ha-
ben sich sowohl die Organi-
sation der DSTG und der Fi-
nanzverwaltung als auch die
vielfältigen dienstrechtli-

chen Regelungen, die das
Personal der Finanzverwal-
tung berühren, verändert.

Die Bundesleitung hat das
Handbuch erstmals im Pa-
perback-Format und mit
neuem Layout in einer Bun-
desausgabe und 15 Landes-
ausgaben (ausgenommen
Niedersachsen) herausge-
geben. Das Handbuch ist
unmittelbar an die Ortsver-
bände zur Weitergabe an
die Mitglieder versandt wor-
den. Sollten einzelne Mit-
glieder noch nicht im Besitz
des Handbuches sein, bitten
wir beim Ortsverband nach-
zufragen.

Nach Drucklegung sind be-
reits erste Korrekturen er-
forderlich. So ist das kor-
rekte Fach des Inhaltsteils
,,Bildungsstätten" B 11.05
(nicht L . . .). Im selben In-
haltsteil ist unter Nr. 11 c)
die Fortbildungsanstalt der
Finanzverwaltung Nord-
rhein-Westfalen zu korrigie-
ren in ,,Fortbildungsakade-
mie . . ." und unter Nr. 13 a)
ist als Fachbereichsleiterin
der Fachhochschule der
Sächsischen Verwaltung
einzusetzen: Lucia Bäuml.

Damit das Handbuch mög-
lichst langfristig aktuell
bleibt, werden wir bei Be-
darf ¾nderungen in dieser
Gewerkschaftszeitung ver-
öffentlichen. Für Anregun-
gen und Korrekturhinweise
sind wir den Leserinnen und
Lesern sehr dankbar. Bitte
richten Sie Mitteilungen an
den Steuer-Gewerkschafts-

Verlag, In der Raste 14,
53129 Bonn (Telefax: 02 28/
23 90 98).

Zusammen mit dem Wal-
halla Fachverlag gibt die
DSTG ± in einer Bundesaus-
gabe und 16 Landesaus-
gaben ± als Loseblattsamm-
lung das Steuer-Gewerk-
schafts-Handbuch Teil B
heraus.

Klarstellung

In der Januar/Februar-Aus-
gabe 1995 unserer Bundes-
zeitung haben wir den 2.
Teil eines Vortrages des ehe-
maligen Präsidenten des
Bundesfinanzhofs, Professor
Dr. Franz Klein, vor dem
Bundeshauptvorstand im
September 1994 inOberwie-
senthal (Sachsen) veröffent-
licht (,,Steuersystem verein-
fachen" ± Seiten 8 und 9).
Professor Klein hat in seinem
Referat zur Einheitsbewer-
tung vor dem Audiotorium
das Lehrbuch von Tipke-
Lang ,,Steuerrecht" zur
Hand genommen. Bei der
Wiedergabe des Vortrages
fehlte das notwendige Zitat.
So auch der Hinweis, daû
Dr. Michael Balke Autor die-
ses Teils des Lehrbuches ist.
Herr Dr. Balke legt Wert auf
diese Feststellung.

Gleichzeitig hat er darauf
hingewiesen, daû diese Stel-
len auch in anderen Werken
von ihm enthalten sind.

V om 1. Januar bis
31. Dezember 1997
führt der Deutsche

Beamtenbund eine Werbe-
aktion ,,DBB-Jugend" durch.
Alle Werber erhalten Bonus-
punkte und die Chance,
zwei Superpreise

Der Schwerpunkt richtet
sich diesmal auf junge
Beschäftigte (DBB-Jugend),
die im Verlauf des Jahres
verstärkt umworben werden
sollen. Besondere Werbe-

anreize für die Aktion sind
zwei ,,Superpreise", einMo-
torroller und ein VW-Käfer,
die unter den Werbern am
Ende der Aktion ausgelost
werden. Dieser besondere
Anreiz zur Mitgliederwer-
bung wird noch durch ein
Bonuspunkte-System unter-
stützt. Für jedes geworbene
Neumitglied erhält der Wer-
ber einen Bonuspunkt. Je
mehr Bonuspunkte gesam-
melt werden können, desto

wertvoller und attraktiver ist
die Prämie.

Informationsmaterial und
Anträge auf Mitgliedschaft
können die Ortsverbände
bei der Bundesgeschäfts-
stelle des DBB, Referat für
Werbung und Öffentlich-
keitsarbeit, Peter-Hensen-
Straûe 5±7, 53175 Bonn, oder
bei der DBB-Jugend, Tho-
mas-Mann-Straûe 49, 53111
Bonn, erhalten.

DBB-Mitgliederwerbeaktion 1997
,,DBB-Jugend"
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